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in Durchsetzung der faschistischen Weltherrschaftspläne und 
Kriegsziele. (Wird ausgeführt.)

Der Angeklagte hatte die Verhetzung des deutschen Volkes 
gegen jüdische Menschen und den Haß gegen Angehörige der 
jüdischen Bevölkerungsgruppe in sich aufgenommen und 
identifizierte sich persönlich mit der faschistischen Zielstel
lung und den dazu gegebenen Weisungen, Orientierungen und 
Befehlen. Er war in seinem Verantwortungsbereich notwen
diges Glied im System der staatlich organisierten Massenver
brechen und leistete durch die korrekte Ausführung der 
gegebenen Befehle und durch die Organisation von Verfol
gungsmaßnahmen, deren Zusammenhänge und mögliche tat
sächliche Ergebnisse er kannte, in dem in diesem Verfahren 
festgestellten Umfang einen notwendigen Beitrag zu diesen 
Verbrechen.

Die massenhaften faschistischen Verbrechen waren nur 
dadurch realisierbar, daß, von der Planung und theoretischen 
Begründung ausgehend, vielfältige Methoden der Ausfüh
rung ersonnen und praktiziert und von willfährigen Beam
ten, Helfern und Henkersknechten in ihren jeweiligen abge
grenzten Aufgabenbereichen durchgeführt wurden.

Der Angeklagte wußte um die seit 1942 maßgebliche Rich
tung der Verfolgung jüdischer Menschen im faschistischen 
Deutschland, die darauf abzielte, den sog. Bereich des Altrei
ches „judenfrei“ zu machen und dazu jüdische Bürger mit 
dem Ziel ihrer Nichtrückkehr und ihres Todes aus Deutsch
land zu verbringen.

Soweit der Angeklagte demnach nach Erhalt entsprechen
der Befehle als Leiter des Referats II В (später IV 4) seine 
Mitarbeiter in die Vorbereitung und Durchführung von 
Transporten nach Theresienstadt einwies, ihnen Aufgaben 
übertrug und Abstimmungen mit anderen faschistischen Or
ganen herbeiführte, Transportlisten einsah und bestätigte 
und die Transporte durchführen ließ, wobei er an mindestens 
zwei einzelnen Transporten unmittelbar zu deren Absiche
rung — davon einmal als Transportleiter — teilnahm, erfüllen 
diese Handlungen das Tatbestandsmerkmal der Deportation 
nach Art. 6 Buchst, c IMT-Statut.

Das gilt auch für jenen Transport, der unter Verantwor
tung des Angeklagten von den ihm unterstellten Beamten 
für den 16. Februar 1945 organisiert war. Die Opfer dieses 
Transports hatten auf dem dargestellten Weg bereits die In
formation erhalten, wann und unter welchen Bedingungen 
sie sich zu einem angeblichen Arbeitseinsatz einzufinden hat
ten, und machten sich keine Illusionen über den Inhalt dieser 
Weisung. Der Angeklagte bzw. dessen Mitarbeiter hatten al
les ihrerseits Notwendige getan, um den Transport zu reali
sieren. Sie haben damit unter den konkreten Umständen mit 
der Ausführung des Verbrechens begonnen. Die Vollendung 
des Verbrechens unterblieb aus Umständen, die nicht von 
ihnen abhängig waren. Insofern ist der Versuch unternommen 
worden, weitere 100 jüdische Menschen nach Theresienstadt 
zu deportieren.

Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch Deportation 
stellen auch die Handlungen des Angeklagten dar, die er in 
bezug auf die Einrichtung des Zwangsarbeitslagers in Dres- 
den-Hellerberg vornahm und die zur Deportation von minde
stens 300 Angehörigen der jüdischen Bevölkerungsgruppe in 
Dresden in das Konzentrationslager Auschwitz führten. Der 
Angeklagte hat nicht nur die Bildung des Lagers maßgeblich 
mitorganisiert und dessen Absicherung und Kontrolle ge
währleistet, sondern auch entsprechend ihm zugegangener 
Weisungen den Transport der Menschen zum Bahnhof und 
deren Verladung in Güterwagen sichergestellt. Ihm war be
kannt, daß es sich dabei um einen sog. Sammeltransport des 
RSHA in ein Konzentrationslager handelte.

Deportation liegt weiter vor, soweit die inhaltliche Bear
beitung von sog. Schutzhaftanträgen und Beantragung von 
Schutzhaftbefehlen zur Deportation von mindestens 48 jüdi
schen Bürgern aus verschiedenen im Sachverhalt genannten 
nichtigen Anlässen in Konzentrationslager führte. Angesichts 
des ihm bekannten Zieles der Deportation hat der Angeklagte 
durch deren Ausführung zugleich wesentliche und notwen
dige Tatbeiträge zur Herbeiführung des geplanten Todes der 
Opfer geleistet und damit das Tatbestandsmerkmal der Er
mordung in Art. 6 Buchst, c IMT-Statut erfüllt. Es war das

Ziel der Deportation in das Ghetto bzw. in Konzentrations
lager, den Tod möglichst vieler Menschen herbeizuführen, 
und dem Angeklagten war das bewußt. Er hat sich um diese 
Folgen nicht weiter gekümmert, hat jedoch bei seiner Be
fehlsgebung und Befehlsausführung anfangs bewußt in Kauf 
genommen, daß viele der verbrachten jüdischen Bürger aus 
Ghetto oder Lager nicht zurückkehren werden bzw. dort den 
Tod erleiden. Später wußte er direkt, daß es dabei nicht nur 
darum ging, daß diese Menschen irgendwann eines natürli
chen Todes sterben würden, sondern daß durch Hunger, schi
kanöse Behandlung und durch massenhafte Ermordung die 
Insassen sowohl des Ghettos Theresienstadt als auch der Kon
zentrationslager zu Tode kommen sollten.

Soweit daher für die Mehrzahl der Deportationen nach 
Theresienstadt oder direkt in Konzentrationslager der dortige 
Tod der Opfer bzw. ihre Ermordung nach weiterer Verbrin
gung in andere Vernichtungslager eindeutig feststeht, hat der 
Angeklagte Tatbeiträge zur vollendeten Ermordung geleistet. 
Soweit Opfer überlebten oder ihr Schicksal nicht sicher fest
gestellt werden konnte oder wegen des namentlich bzw. zah
lenmäßig fehlenden eindeutigen Nachweises eine absolut si
chere Feststellung der vollendeten Ermordung nicht möglich 
war — wovon im Zweifelsfall zugunsten des Angeklagten aus
zugehen war —, war die Deportation, deren Ausführung zur 
Verbringung außerhalb Dresdens, zur Aufnahme in Trans
porte und zur Ankunft im Ghetto oder in Lagern führte, 
aber mindestens zugleich der Versuch der Ermordung. Dieser 
Beurteilung unterliegen die geschilderten Deportationen in 
allen drei Tatkomplexen.

Für die Erfüllung des Tatbestandsmerkmals der Ermor
dung ist der Angeklagte auch hinsichtlich der Herbeiführung 
des Todes der vier Opfer mitverantwortlich, die nach Fest
nahme und teilweise nach Mißhandlung, darunter minde
stens in einem Falle durch ihn selbst, im Dresdner Polizei
gefängnis zu Tode gekommen sind. Der Tod dieser Opfer war, 
selbst im Falle ihrer möglicherweise aus Verzweiflung oder 
Furcht vor weiterer unmenschlicher Behandlung herbeige
führten Selbsttötung, eine Folge dieser rücksichtslosen Ver
folgungsmaßnahmen und entsprach der allgemeinen Zielstel
lung zur Vernichtung des Lebens jüdischer Menschen. Der 
Angeklagte kannte aus seiner Praxis den möglichen Erfolg 
solcher Maßnahmen, fand sich damit ab und wollte ihn auch, 
soweit er aus den gegebenen Umständen heraus eintrat.

Da die Festnahmen und Mißhandlungen jüdischer Bürger 
im Zuge ihrer Verfolgung aus politischen und rassischen 
Gründen erfolgten, stellen bereits diese vom Angeklagten 
mitzuverantwortenden Festnahmen und Mißhandlungen in 
der Staatspolizeileitstelle Dresden und nicht zuletzt die von 
ihm selbst begangenen Mißhandlungen „andere unmenschli
che Handlungen“ i. S. des Art. 6 Buchst, c IMT-Statut dar, so 
daß auch dieses Tatbestandsmerkmal verwirklicht wurde.

Diese rechtliche Einschätzung gilt für alle im Sachverhalt 
genannten Festnahmen, wobei die Anklage die strafrecht
liche Verantwortlichkeit in diesem Verfahren jedoch auf jene 
Festnahmen beschränkt hat, die den Gruppen und Einzelde
portationen bzw. dem Tod im Polizeigefängnis vorausgingen. 
Soweit der Angeklagte Menschen selbst mißhandelte, brachte 
er seine haßerfüllte faschistische Einstellung unmittelbar zum 
Ausdruck.

Der Angeklagte ist demnach eindeutig im Rahmen seiner 
dienstlichen Verantwortung als Gestapo-Kommissar nicht 
nur an einer großen Anzahl von Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit beteiligt gewesen, sondern hat wesentliche 
Tatbeiträge in verschiedenen Begehungsformen geleistet. Da
bei handelte er vorsätzlich sowohl im Sinne der von ihm wie
derholt angeführten korrekten Ausführung der Befehle als 
auch im Sinne seiner Identifizierung mit der faschistischen 
Macht, deren Ziele er billigte, der er sich verpflichtet fühlte 
und mit der er auch seine persönliche Karriere verbunden 
hatte. Daher wirkte er an der massenhaften Durchführung der 
von der Nazidiktatur staatlich geplanten, angewiesenen und 
organisierten Verbrechen, die nur durch Arbeitsteilung und 
Zusammenwirken verschiedener Mordorganisationen und un
ter Einbeziehung eines Heeres von Einzelpersonen möglich 
waren, willfährig mit.

Der vom Angeklagten durch eigene und von seinen Mit-


